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Kernaussagen zum Monatsgespräch HPR-LK und MBJS 
Datum: 22.09.2022 
Uhrzeit: 10.30 - 11.30 Uhr 
Anwesenheit: HPR siehe Liste, STS Herr Freiberg, Frau Mattern, Frau. Dr. Anger  
 
Themen: 
 

1. Innerhalb der Beteiligungsrechte nach PersVG Brandenburg sollte eine Verständigung 
über mögliche Vorabentscheidungen zu personellen Maßnahmen erfolgen und die 
Informationspflicht nach § 60 PersVG nachgeholt und zukünftig geregelt werden. 
Offen ist ebenfalls hier die Benennung eines Ansprechpartners im MBJS 

StS kündigt ein Schreiben über vom MBJS gewünschte Vorabbeschlüsse an, Beteiligung 
SBV nicht vergessen, HPR benötigt dann eine Übersicht als Information, HPR vereinbart 
Rhythmus mit der Dienststelle oder immer zum MG 

HPR macht Mitschrift der wichtigsten Aussagen zum MG und leitet diese an StS weiter 

Ansprechpartner - noch keine endgültige Entscheidung getroffen, bis dahin Fr. Dr. Anger 
zuständig 

HPR hat Anfrage an MBJS gestartet und benötigt schnelle Aussage der Dienststelle 
(betrifft HPR und PR Neuruppin) 

 

2. Vertretungsbudget (VB) – Umfang, Ausschöpfung und zusätzliche Bereitstellung für 
ukrainische Lehrkräfte  

100 VZE im Haushaltsplan für krankheitsbedingte Ausfälle und Beschäftigungsverbote, 
insgesamt 6,6 Mio. Euro veranschlagt, VB wurde um 2,65 Mio. Euro für das 2.Hj 21/22 
erhöht, 2,75 Mio. Euro VB für 1.Hj 22/23 bis 31.12.2022 verteilt, StSchÄ wurde signalisiert, 
dass bei Bedarf aufgestockt werden kann und wird, ukr. LK gesonderte Zuweisung von 
285 VZE Sj 22/23 (Stand 22.09.2022) (grundsätzliche Einstellungen nicht mehr über das 
VB, damit können jetzt andere Verträge geschlossen werden), derzeit 145 LK eingestellt, 
Einstellungen ukrainische LK nach VB oder VZE richtet sich nach Sprachqualifikation-
Nachsteuerung wird noch erfolgen, Hürde ist Sprachniveau, aber StS kann sich 
auflösende Bedingungen für AV vorstellen, Vorgehen wird geprüft. 
5543 ukrainische Schüler derzeit, 
Schwierigkeiten: ukrainische SuS sind jetzt Regelschüler mit Schulpflicht-MBJS soll 
Unterstützungsmaßnahmen für die Schulen prüfen  

 

 
3. Übersicht zu den Einstellungen, altersbedingtem Ausscheiden, langzeiterkrankten 

Lehrkräften und Abordnungen 

Zahlen erhält HPR zukünftig regelmäßig,  
Abgänge Stichtag 1.8.22: LK 1166 Abgänge, 730 davon Rente/Ruhestand, PFK: 17 
Abgänge, davon 5 Ruhestand, 
LZK noch keine absoluten Zahlen (14.10. 22 Stichtag) -neue Zahlen werden nachgereicht. 
SBV mahnt Zahlen bezüglich der Einstellung von schwerbehinderten Lehrkräften an  
Abordnungen: 269 VZE (Ø 1,38 %), 672 Personen (3,17 %), 6829 
Abminderungsstunden, in einigen Bereichen sollten es zwingend LK sein, StS ist 
überzeugt, dass das nicht alles LK machen müssen, Einsatz von LK und Umfang 
wird kritisch überprüft werden, es bestehen Handlungsmöglichkeiten ohne 
qualitative Einbußen 
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4. Rundschreiben 8/17 zur Medikamentengabe ist zum 31.07.2022 ausgelaufen. Ist ein 
Nachfolgerundschreiben beabsichtigt oder eine Verlängerung vorgesehen? Den HPR 
(LK) erreichen diesbezüglich Nachfragen und erste Beschwerden aus den Schulen. 

gilt als ausgelaufen, keine neue Rechtsregelung, wird geprüft, es soll ein neues RS dazu 
geben 
derzeitig gilt: bestehende Vereinbarungen zwischen Schule bzw. Lehrkräften und Eltern 
bleiben gültig, neue Vereinbarungen können weiterhin mit den Vordrucken geschlossen 
werden 

 
5. Die Dienstvereinbarung „Sucht“ sollte aus Sicht des HPR (LK) aktualisiert werden 

hinsichtlich stoffgebundener oder auch stoffungebundener Sucht.  

StS ist offen für Aktualisierungen, HPR möchte konkrete Vorschläge an Dienststelle 
richten, Einrichtung einer Arbeitsgruppe 

 
6. Stand des Stufenverfahrens aus dem Schulamt Frankfurt (Oder) zur Umsetzung von 

Amtes wegen von Frau Redetzke-Hertrich 

Nicht ganz auf sauberem Weg vorgelegt, würde das Verfahren gern zurückgeben, damit 
es Gelegenheit gibt, etwaig nicht berücksichtigte Argumente auszutauschen und das 
Verfahren in der Dienststelle vor Ort zum Abschluss zu bringen. Wäre das Verfahren 
formal beanstandungsfrei, würde das MBJS in die Stufe gehen.  
Die Position der Dienststelle ist nicht rechtsfehlerhaft. Argumente der Dienststelle tragen 
aus Sicht des MBJS. 

 
7. Verantwortlichkeit des MBJS für den Gesundheitsschutz – Notwendigkeit einer Stelle 

in jedem Schulamt für das betriebliche Eingliederungsmanagement 

Referentenstelle leider noch nicht besetzt, Stelle Gesundheitskoordinator soll nicht 
eingerichtet werden, 
SBV: jedes Schulamt regelt BEM anders, eine Person pro Schulamt wäre wichtig, 
Gesundheit der Kollegen ist hohes Gut, 
Fr. Dr. Anger: Fr. Jesse hatte dies vorgeschlagen, zusätzliche Stellen konnten nicht zur 
Verfügung gestellt werden, einheitliche Handhabung wäre wünschenswert, StS weist 
jedoch auf die unterschiedlichen Strukturen in den StSchÄ hin. 
StS: Schaffung leidensgerechter Arbeitsplatz für LK –wird vom MBJS geprüft 
 

 

8.  Gibt es eine rechtliche Neuentwicklung bei der Schulbilanzierung (SCHUB)?  

Nein,  
Veränderung der Fragebögen, um die Wirksamkeit des Besprochenen auch gemeinsam 
realisieren zu können, Abschluss von Zielvereinbarungen ist gängig und etabliert-ein 
normales Führungsinstrument 

 
 

 

 
 


